
 
§9 Mängelrüge, Gewährleistung und Haftung 

1. Für Mängel im Sinne des § 434 BGB haftet das Unternehmen nur wie folgt: Der 
Kunde hat die empfangene Ware unverzüglich auf Menge und Beschaffenheit zu 
untersuchen. Offensichtliche Mängel sind innerhalb von 7 Tagen nach 
Wareneingang dem Unternehmen in Textform anzuzeigen. Die Rüge nicht 
offensichtlicher Mängel ist rechtzeitig, sofern sie innerhalb von 7 Tagen nach ihrer 
Entdeckung durch den Kunden in Textform dem Unternehmen zugeht. 
2. Stellt der Kunde einen Mangel fest, ist er verpflichtet, dem Unternehmen die 
beanstandete Sache oder Muster davon zwecks Prüfung der Beanstandung zur 
Verfügung zu stellen und für die Prüfung eine angemessene Frist einzuräumen. Bei 
Verweigerung entfällt die Gewährleistung. Bis zum Abschluss der Prüfung durch das 
Unternehmen darf der Kunde nicht über die beanstandete Sache verfügen, d. h. sie 
darf nicht geteilt, weiterverkauft oder weiterverarbeitet werden. 
3. Im Falle eines beabsichtigten Einbaus oder Anbringens der Ware hat der Kunde 
unbeschadet der Regelung in Absatz 1 bereits bei Wareneingang die Obliegenheit, 
die für den Einbau oder das Anbringen und die für die anschließende 
bestimmungsgemäße Verwendung maßgeblichen Eigenschaften der Ware zu 
überprüfen und etwaige Mängel dem Unternehmen unverzüglich in Textform 
anzuzeigen, soweit eine Prüfung dieser Eigenschaften nach Art und Beschaffenheit 
der Ware zu diesem Zeitpunkt zumutbar ist. Unterbleibt die Mängelanzeige in Bezug 
auf die in Satz 1 genannten Eigenschaften trotz Zumutbarkeit der Prüfung, gilt die 
Ware insoweit als genehmigt. In diesem Fall stehen dem Kunden Mängelrechte in 
Bezug auf solche Mängel nicht zu. 
4. Soweit es der Kunde im Falle eines Einbaus oder Anbringens der Ware unterlässt, 
die hierfür und die anschließende bestimmungsgemäße Verwendung maßgeblichen 
äußeren und inneren Eigenschaften der Ware vor dem Einbau bzw. Anbringen zu 
überprüfen, handelt er grob fahrlässig. In diesem Fall kann er Mängelrechte in Bezug 
auf diese Eigenschaften nur geltend machen, wenn der betreffende Mangel arglistig 
verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache von dem 
Unternehmen übernommen worden ist. 
5. Bei begründeten Mängelrügen ist das Unternehmen berechtigt, unter 
Berücksichtigung der Art des Mangels und der berechtigten Interessen des Kunden 
die Art der Nacherfüllung (Ersatzlieferung oder Nachbesserung) zu bestimmen. 
Schlägt die Nacherfüllung fehl, so ist der Kunde – unbeschadet etwaiger 
Schadensersatzansprüche gemäß Ziffer 10. – nach seiner Wahl berechtigt, von dem 
Vertrag zurückzutreten oder Minderung des Kaufpreises zu verlangen. 
6. Hat der Kunde die bei Gefahrübergang mangelhafte Ware gemäß ihrer Art und 
ihrem Verwendungszweck in eine andere Sache eingebaut oder an eine andere 
Sache angebracht, kann er vom Unternehmen gem. § 439 Abs. 3 BGB 
Aufwendungsersatz für das Entfernen der mangelhaften und den Einbau oder das 
Anbringen der nachgebesserten oder gelieferten mangelfreien Ware (sog. Aus- und 
Einbaukosten) nur nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen verlangen. 
7. Erforderlich i. S. d. § 439 Abs. 3 BGB sind nur solche Aus- und Einbaukosten, die 
den Aus- und Einbau bzw. das Anbringen identischer Produkte betreffen, auf 
Grundlage marktüblicher Konditionen entstanden sind und dem Unternehmen vom 
Kunden durch Vorlage geeigneter Belege mindestens in Textform nachgewiesen 
werden. Ein Vorschussrecht des Kunden für Aus- und Einbaukosten ist 



 
ausgeschlossen. Es ist dem Kunden auch nicht gestattet, mit 
Aufwendungsersatzansprüchen für Aus- und Einbaukosten einseitig ohne 
Einwilligung des Unternehmens gegen Kaufpreisforderungen oder anderweitige 
Zahlungsansprüche des Unternehmens aufzurechnen. Ziffer 7.9 bleibt unberührt. 
Über die erforderlichen Aus- und Einbaukosten hinausgehende Forderungen des 
Kunden, insbesondere Kosten für mangelbedingte Folgeschäden wie z. B. 
entgangener Gewinn, Betriebsausfallkosten oder Mehrkosten für 
Ersatzbeschaffungen sind keine Aus- und Einbaukosten und daher nicht im Rahmen 
der Nacherfüllung gem. § 439 Abs. 3 BGB zu ersetzen. 
8. Sind die vom Kunden für die Nacherfüllung geltend gemachten Aufwendungen i. 
S. d. § 439 Abs. 3 BGB im Einzelfall, insbesondere im Verhältnis zum Kaufpreis der 
Ware in mangelfreiem Zustand und unter Berücksichtigung der Bedeutung der 
Vertragswidrigkeit, unverhältnismäßig, ist das Unternehmen berechtigt, den 
Aufwendungsersatz zu verweigern. Unverhältnismäßigkeit liegt jedenfalls dann vor, 
wenn die geltend gemachten Aufwendungen i. S. d. § 439 Abs. 3 BGB einen Wert in 
Höhe von 150% des Kaufpreises der Ware in mangelfreiem Zustand oder 200% des 
mangelbedingten Minderwertes der Ware übersteigen. 
9. Ansprüche des Kunden wegen der zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind 
in dem Umfang ausgeschlossen, wie sich diese Aufwendungen erhöhen, weil die 
Ware nachträglich an einen anderen Ort als die Niederlassung des Kunden oder als 
vertraglich vereinbart worden war verbracht worden ist, es sei denn, die 
Verbringung entspricht dem bestimmungsgemäßen Gebrauch der Ware. 
10. Über einen bei einem Vertragspartner eingetretenen Gewährleistungsfall 
wird der Kunde das Unternehmen unverzüglich informieren. 
11. Bei unberechtigten Mängelrügen hat der Kunde die dem Unternehmen 
dadurch entstandenen Kosten zu ersetzen, sofern der Kunde erkannt oder fahrlässig 
nicht erkannt hat, dass ein Mangel nicht vorliegt, sondern die Ursache für die von 
ihm beanstandete Erscheinung in seinem Verantwortungsbereich liegt. 
12. Mängelansprüche des Kunden verjähren in 12 Monaten, gerechnet ab 
Ablieferung. Dies gilt nicht, soweit das Gesetz gemäß § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB 
(Bauwerke und Sachen für Bauwerke), § 438 Abs. 3 BGB (arglistiges Verschweigen), § 
479 Abs. 1 BGB (Rückgriffsanspruch) und § 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB (Baumängel) 
längere Fristen vorsieht. Rückgriffsansprüche gemäß §§ 476, 479 BGB bestehen nur, 
sofern die Inanspruchnahme durch den Verbraucher berechtigt war und auch nur in 
dem gesetzlich bestimmten Umfang, nicht dagegen für nicht mit dem Unternehmen 
abgestimmte Kulanzregelungen. Rückgriffsansprüche setzen im Übrigen die 
Beachtung eigener Pflichten des Rückgriffsberechtigten, insbesondere die 
Beachtung der Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten, voraus. 
13. Beim Kauf gebrauchter Sachen sind Gewährleistungsansprüche des 
Kunden nach § 437 BGB insgesamt ausgeschlossen. 
14. Auf Schadensersatz oder auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen für 
Sachmängel haftet das Unternehmen nach Ziffer 10. dieser Geschäftsbedingungen. 
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